
160 Gesetzblatt Teil II Nr. 1? — Ausgabetag: 24. Februar 1964

(2) Bei der Ermittlung der Anschaffungs- oder Her­
stellungskosten für selbst hergestellte Gegenstände des 
abnutzbaren Anlagevermögens bzw. für Grundmittel 
sind die nach dem 1. April 1964 bezogenen Materialien, 
Erzeugnisse und Leistungen zu neuen Preisen zu be­
rücksichtigen. Die so ermittelten Anschaffungs- oder 
Herstellungskosten sind Bemessungsgrundlage für die 
Abschreibung. Bei Generalreparaturen ist sinngemäß 
zu verfahren.

§ 3
(1) Die Genossenschaften, die Inhaber und Leiter von 

Betrieben, die individuell arbeitenden Handwerker und 
die anderen selbständig Tätigen gemäß § 1 Abs. 2 
(nachstehend zusammengefaßt Bürger und Betriebe ge­
nannt) haben Maßnahmen zur Einsparung von preis­
veränderten Erzeugnissen, insbesondere von Kohle und 
Energie, sowie Maßnahmen zur Senkung der übrigen 
Produktions- und Zirkulationskosten zu treffen, um 
eine Erhöhung der Kosten im Zusammenhang mit den 
eintretenden Preisveränderungen zu vermeiden.

(2) Es ist nicht zulässig, im Zusammenhang mit der 
Industriepreisreform die nach dem geltenden Preis­
recht zu berechnenden Preise zu erhöhen, sofern dies 
nicht in einer mit der im § 1 Abs. 1 genannten Preis­
anordnung Nr. 3000 in Kraft gesetzten Preisanordnung 
ausdrücklich festgelegt ist.

(3) Vermindert sich trotz Einsparungsmaßnahmen 
gemäß Abs. 1 in Ausnahmefällen zeitweilig das Netto­
einkommen bzw. der Nettogewinn (nachstehend zu­
sammengefaßt als Nettoeinkommen bezeichnet) der 
Bürger und Betriebe, werden Steuerermäßigungen 
gemäß den §§ 4 bis 6 gewährt.

Steuerliche Maßnahmen in Sonderfällen
§ 4

(1) Vermindert sich in Ernzelfällen das Nettoein­
kommen der Bürger und Betriebe zeitweilig durch 
höhere Aufwendungen im Zusammenhang mit der Neu­
regelung der Industrieabgabepreise um mehr als 5 %, 
wird auf Antrag der 5 % übersteigende Teil der Netto­
einkommensminderung durch Steuerermäßigung aus­
geglichen.

(2) Abweichend von Abs. 1 erhalten Bürger und Be­
triebe, deren Nettoeinkommen 8000 DM nicht übersteigt, 
auf Antrag Steuerermäßigung in Höhe der vollen Netto­
einkommensminderung. Für die Feststellung, ob das 
Nettoeinkommen 8000 DM nicht übersteigt, ist das 
Nettoeinkommen zugrunde zu legen, das sich ergeben 
hätte, wenn keine höheren Aufwendungen entstanden 
wären.

(3) Höhere Aufwendungen im Sinne von Abs. 1 sind 
die im betreffenden Jahr entstandenen Mehrkosten. Sie 
ergeben, sich aus der Summe der Differenzbeträge 
zwischen den preisrechtlich zulässigen Preisen vor und 
nach den Preisneuregelungen für die zu neuen Preisen 
bezogenen Materialien, Erzeugnisse und Leistungen, 
soweit im Abs. 4 nichts anderes bestimmt ist. Preis­
minderungen sind mit Preiserhöhungen auszugleichen.

(4) Zu den höheren Aufwendungen gehören nicht 
Differenzbeträge für

a) Materialien und Leistungen, die in Erzeugnisse 
eingehen, für die neue Industrieabgabepreise 
gelten,

b) bezogene Materialien und bezogene Erzeugnisse 
(auch Handelswaren), die unbearbeitet zu neuen 
Preisen weiterveräußert werden,

c) aktivierungspflichtige Grundmittel bzw. Gegen­
stände des Anlagevermögens. Entsprechendes gilt 
für aktivierungspflichtige Eigenleistungen ein­
schließlich Generalreparaturen.

(5) Nettoeinkommen ist das steuerpflichtige Einkom­
men für das jeweilige Jahr, vermindert um die sich 
darauf ergebende Steuer auf das Einkommen bzw. den 
Gewinn. Nettoeinkommensmiaderung ist der Diiferenz- 
betrag zwischen dem Nettoeinkommen für das jeweilige 
Jahr und dem Nettoeinkommen, das sich für dasselbe 
Jahr ergeben hätte, wenn keine höheren Aufwendungen 
entstanden wären (erzieltes steuerpflichtiges Einkom­
men zuzüglich höhere Aufwendungen, abzüglich auf 
den Gesamtbetrag entfallende Steuer auf das Ein­
kommen).

(6) Für die Berechnung der Nettoeinkommensminde- 
rung sind Lohneinkünfte,. Tätigkeitsvergütungen der 
Komplementäre von Betrieben mit staatlicher Beteili­
gung, steuerbegünstigte Einkünfte im Zusammenhang 
mit Erfindungen, steuerbegünstigte Einkünfte aus der 
Fertigung technischer Konstruktionsentwürfe für die 
volkseigene Wirtschaft und aus staatlichen Forschungs­
aufträgen (§ 50 der Veranlagungsrichtlinien 1959 — 
halbst. — [Sonderdruck Nr. 312 des Gesetzblattes] und 
§79 der Veranlagungsrichtlinien 1959 —priv. — [Sonder­
druck Nr. 311 des Gesetzblattes]) und alle steuerfreien 
Einkünfte außer Ansatz zu lassen. Bei der Feststellung 
des Steuersatzes zur Ermittlung der Einkommensteuer 
gemäß Abs. 5 sind Lohneinkünfte und die Tätigkeits­
vergütung der Komplementäre von Betrieben mit staat­
licher Beteiligung mit zu berücksichtigen.

§ 5
(1) Handwerker, die Handwerksteuer А entrichten, 

erhalten auf Antrag abweichend von den Regelungen 
nach § 4 Absätze 1 und 2' Steuerermäßigung, wenn die 
höheren Aufwendungen trotz Einsparungsmaßnahmen 
25 % der abzuführenden Handwerksteuer А überstei­
gen. Die Steuerermäßigung beträgt den Teil der höhe­
ren Aufwendungen, der 25 % der abzuführenden Hand­
werksteuer А übersteigt.

(2) Bei Betrieben, die Gewerbesteuer entrichten, 
werden als höhere Aufwendungen — unter Berücksichti­
gung der Abzugsfähigkeit der Gewerbesteuer als Be­
triebsausgabe — 5,’o des sich nach § 4 Abs. 3 ergebenden 
Betrages anerkannt.

(3) Bei Personengesellschaften sind die höheren Auf­
wendungen entsprechend den Gewinnbeteiligungsver­
hältnissen au£ die einzelnen Gesellschafter aufzuteilen.

(4) Soweit die Steuerermäßigung mit Umsatz-, Be­
förderung- bzw. Gewerbesteuer verrechnet wird, darf 
sich dadurch der Gewinn nicht verändern.

§ 6
(1) Bürger und Betriebe, die Steuerermäßigung bean­

tragen, haben die höheren Aufwendungen nachzuweisen.

(2) Steuerermäßigung kann für das jeweils voran­
gegangene Jahr beantragt werden. Der Antrag ist 
spätestens zum Termin für die Abgabe der Jahres­
steuererklärung dem Rat des Kreises (Stadt/Stadtbezirk) 
— Abteilung Finanzen — einzureichen.

(3) Bürger und Betriebe, die zur Selbstberechnung 
der Steuern verpflichtet sind, haben die Steuerermäßi-


